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Analyse

Beim Thema Völkermord verstehen die 
Amerikaner keinen Spass. Wenn Schul-
klassen nach Washington fahren, steht 
neben einem Besuch des Kapitols, des 
Lincoln-Denkmals und der Vietnam-
Gedenkmauer meist auch das Holo-
caust-Museum auf dem Programm. 
Niemand soll aufwachsen, ohne die 
Verbrechen der Nazis zu kennen.

Deutlich weniger Beachtung finden 
die blutigsten Kapitel der US-Ge-
schichte. Wenn dieses Jahr des 
150 Jahre zurückliegenden Bürger-
kriegs gedacht wird, geht es um die 
Leiden und Triumphe weisser Männer, 
kaum aber um die Sklaverei. Und wenn 
heute von «Indianern» die Rede ist, so 
verspüren nur wenige Amerikaner 
Scham beim Gedanken an die 
Auslöschung einer ganzen Kultur. Der 
Kult der nationalen Grösse ist zu 
eingeübt, als dass Geronimo Platz 
hätte neben Lincoln.

Das Thema ist so unpopulär, dass 
die Öffentlichkeit selbst in den politisch 
überkorrekten USA empfindlich 
reagiert auf jene Ureinwohner, die den 
beliebten Football-Verein Washington 
Redskins wegen seines Namens 

einklagen. «Wir haben Millionen von 
Fans. Es ist lächerlich, zu behaupten, 
wir wollten irgendwen beleidigen», 
empört sich Clubpräsident Bruce Allen. 
Der Name «ehre» die Indianer.

Das ist natürlich Unfug. Die 
«Rothäute» wurden 1932 gegründet, als 
in den USA der Ku-Klux-Klan mar-
schierte und Rassismus salonfähig war. 
Wie die Florida State Seminoles eignete 
sich der Verein indianische Bilder auf 
eine Weise an, die Ethnologen 
«kulturelle Appropriation» nennen: 
Erst werden die Wilden besiegt, dann 
übernimmt man ihre Symbole. Die 
koloniale Maskerade ist eine Demonst-
ration der Macht: Schau her, was ich 
mit Deiner Kriegsbemalung anstelle. 

Letzte Woche forderten die Kläger, 
dass dem Club die Marke «Redskins» 
aberkannt wird. Die Besitzer wehren 
sich verzweifelt: Ein Namenswechsel 
wäre ruinös. Hier will Klägerin Suzan 
Harjo ansetzen: «Niemand sagt, die 
Clubmanager träumten davon, unsere 
Gefühle zu verletzen. Nein, sie 
träumen davon, viel Geld zu verdienen. 
Und ob sie dabei unsere Gefühle 
verletzen, ist ihnen egal.»

Bei der SRF-Talentshow «Voice of 
Switzerland» gewinnt, wer im Final am 
meisten Zuschauerstimmen erhält. Bei 
Verfassungsänderungen ist es kompli-
zierter: Es gewinnt nur, wer das dop-
pelte Mehr erreicht. Diese Hürde führt 
gelegentlich zu Resultaten, die das 
urschweizerische Prinzip der Macht-
teilung aus dem Gleichgewicht zu 
bringen droht.

Der letzte Abstimmungssonntag 
liefert ein exemplarisches Beispiel: 
Beim Familienartikel legten 54,3 Pro-
zent der Stimmbürger ein Ja ein. Das 
Volksmehr wurde damit zwar klar 
erreicht, der Verfassungsartikel 
scheiterte aber am Ständemehr. In der 

lateinischen Schweiz und in urbanen 
Regionen, die teilweise einen 
Ja-Stimmen-Anteil von bis zu 75 Pro-
zent erreichten, macht sich seither 
Missmut breit: Ihr Vorsprung beträgt 
satte 204 000 Stimmen. Das entspricht 
der Bevölkerung Graubündens oder 
der Besucherzahl am eidgenössischen 
Schwingfest 2010 in Frauenfeld.

Das Ständemehr wurde in den 
letzten 160 Jahren immer mächtiger. 
Ein Beispiel: Der Kanton Zürich zählt 
heute rund 1,4 Millionen Einwohner, 
Appenzell-Innerrhoden wiederum 
16 000. Ein Zürcher hat heute eine 
40-mal schwächere Stimmkraft als ein 
Appenzeller. Zum Vergleich: Um das 
Jahr 1850 herum differierte die 
Stimmkraft zwischen Zürich und 
Appenzell Innerrhoden noch mit 
einem Verhältnis von 1 zu 8. Die Macht 
ballt sich auf dem Land, was bei 
Abstimmungen zu einer massiven 
Verzerrung führen kann.

Rückblende: Mit der Gründung des 
modernen Bundesstaats wurde das 
Volksmehr eingeführt, für Verfassungs-
änderungen musste zudem das 
Ständemehr erreicht werden. 
Angesichts des Kulturkampfes, der 
damals tobte, war das eine kluge 
Entscheidung. Die katholisch-konserva-
tiven Kantone, im Sonderbundskrieg 
1847 von den Liberalen besiegt, 
erhielten so zusammen mit anderen 
kleinen Kantonen ein Vetorecht. Ihre 
Ablehnung gegenüber dem Bundes-

staat weichte sich weiter auf, als 1874 
das Referendum eingeführt wurde – 
eine zweite starke Waffe für die 
Minderheit. Die Integration der 
Katholisch-Konservativen konnte 1891 
mit der Wahl des Luzerners Josef Zemp 
in den Bundesrat und der Einführung 
der Volksinitiative vervollständigt 
werden.

Historisch betrachtet war das 
Ständemehr für die politische Stabilität 
des Landes wichtig. Inzwischen wirkt 
es wie ein Relikt aus dem 19. Jahrhun-
dert: Zum einen ist der Kulturkampf 
vorbei, zum anderen hat sich die 
Schweiz wegen des säbelrasselnden 
Bismarck und den beiden Weltkriegen 
zu einer Willensnation zusammen-
gefunden.

Dafür ist der Stadt-Land-Konflikt 
inzwischen wieder allgegenwärtig, 
seine Sprengkraft grösser denn je. Die 
konservativ-ländliche Schweiz und die 
progressiv-urbane Schweiz driften 
immer weiter auseinander. Einzelne 
Akteure bewirtschaften die Ängste 
erfolgreich. Die Debatte über das 
Ständemehr wird begleitet von 
Ressentiments und Abwehrreflexen.

Eine lebendige Demokratie zeichnet 
sich allerdings dadurch aus, dass sie 
immer wieder aufs Neue verhandelt 
wird. Diese Qualität hat unser Land 
zum Erfolg geführt. Das Ständemehr ist 
kein Heiligtum, sondern sollte aus der 
Perspektive des 21. Jahrhunderts 
diskutiert werden dürfen. Gegen ein 
Dutzend verschiedene Reformvor-
schläge liegen auf dem Tisch. Die 
meisten setzen direkt beim Stände-
mehr an, andere machen eine Stärkung 
der urbanen Zentren beliebt. Die Basis 
dieses Ansatzes: In den sechs grössten 
Städten leben heute mehr Menschen 
als in den zwölf kleinsten Kantonen.

Wir plädieren für eine sanfte Reform 
– die Einführung eines «qualifizierten 
Volksmehrs», wie es andere Politolo-
gen auch vorschlagen. Konkret: 
Erreicht das Volksmehr beispielsweise 
54 Prozent, ist das Ständemehr 
überstimmt. Das Volksmehr erhielte 
eine Aufwertung, gleichzeitig würde 
die Position der kleinen Kantone 
unverändert gelassen.

* Deana Gariup ist Politologin, Mark 
Balsiger Politikberater und Autor zweier 
Bücher über politische Kommunikation. 
Beide arbeiten für eine Berner Kommuni-
kationsagentur. Auf ihrem Wahlkampf-
blog.ch wird die Debatte zum Ständemehr 
laufend nachgeführt.

Könnte der von Albert Anker gemalte 
«Grossvater auf der Ofenbank» 
 sprechen, dann hätte er die Stimme 
von Peter Bieri. Sie gehört seit zwei 
Jahrzehnten zum Sound des Stände-
rats, diese Stimme, die selbst dann 
nach liebenswert-behäbigem Schwei-
zertum klingt, wenn sie für das Kampf-
flugzeug Gripen wirbt oder zusätzliche 
Milliarden für neue Bahngleise erbittet.

Umso mehr fällt auf, wenn diese 
Stimme einmal laut und emotional 
wird. So geschah es zuletzt am Montag, 
als SP-Ratskollegin Anita Fetz wegen 
eines verdächtigen Resultats eine 
Abstimmung wiederholen wollte. 
Bieri, echauffiert, wehrte sich 
dagegen. Fetz habe ihren Antrag zu 
wenig begründet, und es gehe nicht 
an, noch einmal abstimmen zu lassen, 
weil einem das Resultat nicht passe. 
Das Plenum sprach sich schliesslich 
gegen Fetz’ Ordnungsantrag aus. Die 
Videoauswertung zeigte im 

Nachhinein jedoch, dass die empor-
gehaltenen Hände tatsächlich einmal 
mehr falsch ausgezählt worden waren 
(TA von gestern).

Ausgerechnet Peter Bieri hat der 
Groteske um die Zählpannen im 
Ständerat damit noch einen Appendix 
beschert: der Zuger CVP-Mann, der 
sich wie kein Zweiter gegen ein 
modernes elektronisches Ab-
stimmungssystem wehrte. Die neu 
gewählten Kollegen möchten doch 
«zwei, drei Jahre Erfahrungen 
sammeln, bevor sie eine bewährte 
Tradition in diesem Rat zerstören». 
So dozierte der Doyen vergeblich, als 
der fragliche Vorstoss im letzten Jahr 
erstmals zur Debatte stand. 2014 soll 
die Anlage installiert sein.

Die Anciennität erklärt bei Bieri 
nicht alles, aber einiges. Hektischer 
und aggressiver sei es seit seinem Start 
1995 geworden, sagt er, der Amts-
älteste. Die modernen Medien, die 

Natels – das alles habe sich auf den 
Ratsbetrieb ausgewirkt. Und nun, mit 
der Einführung elektronischer 
Stimmprotokolle samt Namenslisten, 
drohen noch die Links-rechts-Ratings, 
die Bieri so sehr zuwider sind. In 
keiner Weise würden sie dem «Auftrag 
des Ständerates gerecht», ganz anders 
als das traditionelle Handhebeverfah-
ren, dieser «Ausdruck der persönlichen 
Haltung». Dass vielleicht oft falsche 
Resultate protokolliert wurden, glaubt 
der ehemalige Stimmenzähler trotz der 
erneuten Panne vom Montag nicht. 
Früher hätten im Rat «mehr Disziplin 
und Konzentration geherrscht», und im 
Zweifel habe man nachgezählt. Künftig 
aber werde der «Druck der Partei-
zentralen» noch mehr zunehmen, als 
dies jetzt schon geschehen sei. 

Bieri, der Major, Agronom und 
vierfache Vater, sei ein Traditionalist, 
sagt der Zuger Alternative Josef Lang. 
Er weist auf das flammende Votum 

hin, das Bieri letzte Woche gegen die 
Volksinitiative zur Abschaffung der 
Wehrpflicht hielt. Traditionalismus 
mag auch Bieris schlagzeilenträchtigs-
ten Coup mit erklären: 2004 boxte er 
strafhalber eine Budgetkürzung für Pro 
Helvetia durch. Die Kulturstiftung 
hatte eine Ausstellung des Künstlers 
Thomas Hirschhorn subventioniert, 
die schweizerische Nationalsymbole in 
eine gewagte Kombination mit Urin 
und Erbrochenem brachte.

Trotzdem sind Bieris Gegner auf der 
rechten Seite weit zahlreicher. Als 
Lobbyist des öffentlichen Verkehrs 
und mit moderaten sozialpolitischen 
Positionen ist Bieri innerhalb der 
erzbürgerlichen Zuger CVP eher ein 
Exot. Immer wieder gerät er ins Visier 
der SVP und ihrer Verbündeten. 

Traditionalist und Linksbürger-
licher: eine spannende Synthese. Bieri 
möchte nicht, dass sie in Abstimmungs-
protokollen ablesbar wird.

Peter Bieri Der CVP-Politiker verhinderte nach einem Zählfehler eine erneute Abstimmung im Ständerat. Von Fabian Renz

Der Doyen, der nur an Handfestes glaubt

Ständemehr Der Zusammenhalt der Schweiz wird 
strapaziert. Von Deana Gariup und Mark Balsiger*

Das Volksmehr 
aufwerten

Ureinwohner Sie verklagen die Washington Redskins 
wegen ihres Namens. Von David Hesse, Washington

Letzter Kampf 
der Rothäute

Wieder einmal soll neueste Technik ein 
Gerät aus dem vorletzten Jahrhundert 
namens Automobil revolutionieren. 
Glaubt man den Technik- und Auto-
magazinen, sind selbst fahrende, 
«intelligente» Autos das nächste grosse 
Ding (TA vom 8. März). Sie werden den 
Strassenverkehr sicherer machen,  
weil die automatischen Chauffeure 
Verkehrsregeln automatisch befolgen 
und automatisch abbremsen, wenn 
jemand die Fahrbahn betritt. Und sie 
werden ihn effizienter machen, weil  
die Fahrzeuge miteinander kommuni-
zieren, einander Staus und Baustellen 
melden und selbstständig den schnells-
ten Weg finden.

Mit Verlaub: Das ist Unsinn. Die in 
Aussicht gestellte Technik macht nichts 
sicherer: Es ist ja nicht eine Frage des 
Könnens, sondern des Wollens, wenn 
Autofahrer aus Fleisch und Blut 
Verkehrsregeln nicht befolgen und  
so fahren, dass sie nicht rechtzeitig 
bremsen können.

Aber machen selbst fahrende Autos 
den Verkehr effizienter? Menschen 
verbringen durchschnittlich 70 Minu-
ten pro Tag unterwegs. Das gilt in 
Tansania ebenso wie in den USA, nur 
dass die Tansanier ihre 70 Minuten 
eher zu Fuss oder auf dem Velo,  
die Amerikaner eher im Auto oder 
Flugzeug verbringen. Und es galt  
vor 50 Jahren ebenso wie heute. Es 
scheint, dass Menschen ein gewisses 
Zeitbudget haben, das sie für das 
Unterwegssein aufzubringen bereit 
sind.

Wobei: In den letzten Jahren ist  
die Zeit, die Menschen im Verkehr 
verbringen, leicht gestiegen. Logisch: 
Wer während des Reisens noch etwas 
anderes macht – telefoniert, am Laptop 
arbeitet –, kann die Reisezeit auf ein 
anderes Konto verbuchen. Was 
geschähe nun, wenn Autos ganz allein 
führen? Sie verwandelten sich in 
rollende Büros, wie schon der 
Güterverkehr im Rahmen computer-
gestützten Just-in-time-Managements 
Fahrzeuge in rollende Warenlager 
verwandelt hat. Eine Inflation 
unsinniger Transporte war die Folge.

Könnten Menschen die Zeit ihres 
Unterwegsseins anders nutzen, setzten 
sie die gewonnene Zeit ein, um mehr 
unterwegs zu sein. Wären sie mehr 
unterwegs, würden die durchschnitt-
lich zurückgelegten (und die durch-
schnittlich zurückzulegenden) Wege 
länger. Längere Wege aber heissen:  
Das Auto würde ineffizienter.

Intelligente Autos Sie 
sind ineffizient. 
Von Marcel Hänggi

Rollende 
Büros

Im 19. Jahrhundert war 
das Ständemehr für die 
Stabilität des Landes 
wichtig. Heute wirkt es 
wie ein Relikt.

Koloniale Maskerade: Das Logo der Washington Redskins. Foto: Haraz N. Ghanbari (Key)


